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Ihr/e Gesprächspartner/in: Marc Knülle, Martin Metz, Stefanie Jung 
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Termin f. Stellungnahme:  
 
erledigt am: 14.06.2021 vB 
  
 

Antrag 
Datum:  14.06.2021 
Drucksachen-Nr.:  21/0288 
_________________________________________________________________________ 
 
Beratungsfolge Sitzungstermin Behandlung 
   
Jugendhilfeausschuss 29.06.2021 öffentlich 
_________________________________________________________________________ 
Betreff 
Fahrplan zur Umsetzung des Rechtsanspruchs auf einen OGS-Platz 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Jugendhilfeausschuss beauftragt die Verwaltung bis zum 30.09.2022 ein 
Konzept zur Umsetzung des Rechtsanspruchs auf einen OGS-Platz in Sankt 
Augustin vorzulegen. Im Rahmen der Konzeption sollen auch notwendige 
Baumaßnahmen beschrieben und mit einer Zeitachse geplant werden. 
 
Sachverhalt / Begründung: 
Die Stadt Sankt Augustin hat sich frühzeitig auf den Weg gemacht, das Angebot der 
offenen Ganztagsgrundschule einzurichten und stufenweise ausbauen. Neben der 
Anzahl an OGS-Plätzen spielte dabei die Qualität für Verwaltung und Politik immer 
eine wesentliche Rolle. 
 
Die Bundesregierung hat beschlossen, dass es ab dem Schuljahr 2026 / 2027 
schrittweise einen Rechtsanspruch für jedes Grundschulkind auf einen OGS-Platz 
gibt. Bis zum 01. August 2029 besteht dann für jedes Grundschulkind in Deutschland 
ein Rechtsanspruch. Um diesen Rechtsanspruch zu erfüllen, müssen die Kommunen 
frühzeitig entsprechende Maßnahmen treffen, damit ausreichend Räumlichkeiten, 
aber auch Personal und Betreuungs- und Bildungskonzepte zur Verfügung stehen. 
Die Erfahrung mit Hochbaumaßnahmen im KiTa – Bereich zeigt, dass eine sehr 
frühzeitige strategische und konzeptionelle Planung notwendig ist, damit Sankt 
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Augustin den Rechtsanspruch fristgerecht erfüllen kann. Sofern der Ausschuss 
unserem Antrag folgt kann die Stadt im Herbst 2022 – also vier Jahre vor Einführung 
des Rechtsanspruchs alle notwendigen Beschlüsse fassen, so dass für die 
Umsetzung im Verwaltungshandeln ausreichend Zeit bleibt.  
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